
Nürnberger Zeitung - 25/09/2018 Seite : 04

Copyright (c) 2018 Verlag Nuernberger Presse, Ausgabe 25/09/2018
September 26, 2018 1:54 pm (GMT -2:00) Powered by TECNAVIA

Verkleinert auf 89% (Anpassung auf Papiergröße)


Von Björn-Hendrik Otte

Die Spitzenkandidatin der bayerischen
SPD hatte sich im Wahlkampf
Unterstützung aus Berlin nach
Wendelstein (Kreis Roth) geholt. Dort
wollte Natascha Kohnen zusammen mit
dem Juso-Bundesvorsitzenden, Kevin
Kühnert, ihre Ideen für Bayern
präsentieren. Doch während der
Veranstaltung holte die
Sozialdemokraten die Diskussion um
den Verfassungsschutzpräsidenten
Hans-Georg Maaßen ein.

WENDELSTEIN — Natascha Kohnen
redet gerade darüber, wie sie zum Bei-
spiel die Kita-Betreuung in Bayern
ausbauen oder was sie gegen Armut
im Alter machen will, da kommen die

ersten Meldungen auf die Handys der
Zuhörer im Publikum: Der bisherige
Chef des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz soll Sonderberater von
Bundesinnenminister Horst Seehofer
(CSU) werden – und damit nicht
Staatssekretär. Auch mehr Geld gibt
es für den Beamten mit der neuen Stel-
le nicht.

„Es ist richtig, dass Herr Maaßen
nicht mehr Chef des Verfassungsschut-
zes ist. Es wird auch keine Gehaltser-
höhung geben“, sagte Kohnen unmit-
telbar nach der Veranstaltung, „das
ist das, was wir gefordert haben.“
Während sich Kohnen zurückhaltend
gab, war ihr Gast deutlich angriffslus-
tiger. „Ich ärgere mich, dass es für
Herrn Seehofer, gegen den Wider-
stand der politischen Öffentlichkeit,
eine Weiterverwendung für Herrn
Maaßen geben musste“, sagte Küh-

nert. Wie genau Maaßens neue Aufga-
be aussieht, wollten sich die beiden
Politiker jedoch erst einmal im SPD-
Parteivorstand erklären lassen.

Vergangene Woche hatte sich Koh-
nen gegen die Beförderung Maaßens
zum Staatssekretär gestellt. Die Ent-
scheidung hatte zuvor auch SPD-
Chefin Andrea Nahles mitgetragen.
Kohnen ist deren Stellvertreterin im
Parteivorstand. Bereits während der
Veranstaltung wurde deutlich, dass
Kohnen eine Versetzung Maaßens bei
gleichem Gehalt als Kompromiss
akzeptieren könnte. Sie forderte nur,
dass die Entscheidung „für normale
Menschen nachvollziehbar“ sein
muss. „Das kann hier keine Beförde-
rung sein“, sagte Kohnen. Noch am
Samstag hatte die SPD-Politikerin
gegenüber dem Bayerischen Rund-

funk vorgeschlagen, Maaßen in den
Ruhestand zu versetzen. Die Diskussi-
on um Maaßens Zukunft hatte auch
für viel Streit in der Regierung zwi-
schen SPD und CSU gesorgt.

„Die Deppen von der CSU“ –
was Kohnen unter Anstand versteht

Ob die beiden Parteien nach der
Wahl möglicherweise auch im bayeri-
schen Landtag zusammen eine Regie-
rung stellen, dazu wollte sich Kohnen
nicht äußern. „Eine Koalition mit
Herrn Söder möchte ich mir aber
nicht vorstellen müssen“, beantworte-
te Kohnen die Frage eines Zuschau-
ers. Nach den derzeitigen Umfrageer-
gebnissen braucht die CSU nach der
Wahl einen Koalitionspartner. Söders
Äußerungen in der Vergangenheit fin-

det Kohnen unanständig, wie sie in
der Diskussion mehrfach anmerkte.
„Es sagt viel aus, wenn ein Minister-
präsident Berlin als ‚Resterampe der
Republik‘ bezeichnet“, erklärte Koh-
nen, die ihren Wahlkampf unter das
Motto „Anstand“ gestellt hatte.

Um zu beweisen, dass Kohnen die-
sen auch besitze, gab Kühnert an die-
sem Abend noch eine kleine Anekdote
aus dem SPD-Parteivorstand preis.
„Wenn jemand in Sitzungen von den
CSU-Politikern als ‚die Deppen in
Bayern‘ redet, dann verbessert Nata-
scha in ‚die Deppen von der CSU‘, um
zu zeigen, dass die CSU eben nicht das
Bundesland ist“, erzählte der Juso-
Bundesvorsitzende. Ein Satz, für den
Kühnert an diesem Abend bei den
rund 120 Zuschauern viel Beifall
bekam.

Es ist fast eine Sensation: Die Kanzlerin
entschuldigt sich. Sie habe im
Maaßen-Streit zu wenig bedacht, was
die Menschen denken. Hilft das, der
Großen Koalition neues Leben
einzuhauchen?

BERLIN — Es ist kein leichter Gang
für Angela Merkel. Auf dem Weg zum
Rednerpult lächelt die Kanzlerin
etwas verlegen ihr typisches Lächeln
für die Kameras. Kurz schließt sie die
Augen. Was dann am Montag auf der
Bühne im Atrium der CDU-Zentrale
in Berlin folgt, hat es so in der 13-jäh-
rigen Kanzlerschaft Merkels noch
nicht gegeben.

Nach zwei Wochen Regierungskrise
und einem erst im zweiten Anlauf
mühsam erreichten Kompromiss um
den obersten Verfassungsschützer ent-
schuldigt sich die 64-Jährige bei den
Menschen im Land. Dafür, dass sie zu
wenig an das gedacht habe, was die
Menschen darüber denken. Und Mer-
kel fügt an: „Dass das geschehen konn-
te, das bedauere ich sehr.“ Zu sehr
habe sie sich bei der Entscheidung
über die berufliche Zukunft von Ver-
fassungsschutz-Präsident Hans-
Georg Maaßen „mit der Funktionali-
tät und den Abläufen im Bundesinnen-
ministerium beschäftigt, aber zu
wenig an das gedacht, was die Men-
schen zu Recht bewegt, wenn sie von
einer Beförderung hören“, gibt die
Kanzlerin zu.

„Arbeitsmodus“
statt „Hysteriemodus“?

Wie oft haben Kritiker der Physike-
rin Merkel schon vorgehalten, zu sehr
als kühle Taktikerin der Macht aufzu-
treten und zu wenig auf das Gefühl
der Bürger einzugehen? 3 Minuten
und 50 Sekunden dauert Merkels
Statement zur Koalitionseinigung
über die berufliche Zukunft des obers-
ten Verfassungsschützers im Land,
Fragen sind nicht zugelassen. Ihre
Worte hören sich auch an wie eine
schonungslose Abrechnung mit dem
ersten halben Jahr Regierungszeit der
erneuten Großen Koalition.

Ein bei Union und SPD am Montag
häufig gebrauchter Begriff lautet nun
„neuer Arbeitsmodus“. Der müsse bes-
ser werden, näher bei den Sorgen der
Leute. SPD-Generalsekretär Lars
Klingbeil meint, mit Blick auf den
Fast-Bruch wegen eines umstrittenen
Behördenleiters und seiner Anschluss-
verwendung: „Wir müssen rauskom-
men aus einem Hysteriemodus.“

Auf den Tag genau ein Jahr nach
der Bundestagswahl, einer nervtöten-
den Regierungsbildung und zwei Kri-
sen, die Schwarz-Rot jedes Mal bis
kurz vor den Bruch geführt haben,

gibt Merkel nüchtern zu: Die Regie-
rung habe sich in den vergangenen
Monaten zu viel mit sich selbst
beschäftigt. Jetzt sei volle Konzentra-
tion auf die Sacharbeit notwendig,
Hilfe für Dieselfahrer, Pflege, soziale
Themen nennt die Kanzlerin. Und ver-
spricht: „Ich werde alles daran setzen,
dass das in der nächsten Zeit auch so
passiert.“ Es ist, als wolle Merkel
nach viel schwarz-rotem Chaos den
Reset-Knopf drücken.

Um Entspannung ist an diesem Tag
auch die SPD bemüht. Im 45-köpfigen
Vorstand wird erst einmal der eben-
falls schwer unter Druck geratenen
SPD-Chefin Andrea Nahles der
Rücken gestärkt. Man akzeptiert die
Maaßen-Lösung, der bei gleicher
Besoldung Berater in Seehofers Innen-
ministerium werden soll. Sie hatte mit
dem Brief an Merkel und CSU-Chef
Horst Seehofer („Wir haben uns
geirrt“) den Neuanlauf eingefordert,
getrieben von massivem Widerstand
an der Basis. Aber für Nahles gilt, was
für die Koalition gilt: Sie ist nun
schwer angeschlagen. Ob sie sich
davon wieder erholen kann?

Wut auf Seehofer: In der CSU
werden schon die Messer gewetzt

Seehofer könnte seine persönliche
Quittung nach der Landtagswahl am
14. Oktober bekommen. Denn der
Zorn bei den Wahlkämpfern zu Hause
in Bayern ist riesig. „Extrem schäd-
lich“ sei Seehofers Agieren in den ver-
gangenen Monaten gewesen, schimpft
ein Landtagsabgeordneter. Erst See-
hofers Rücktritt vom Rücktritt und
die erste Regierungskrise, und jetzt
das Hickhack um Maaßen – und das
nach einem Parteitag, der eigentlich
gut gelaufen sei. Das werfe die Partei
nun wieder zurück.

Wenn man sich in der Partei
umhört, so scheint die Geduld mit
dem eigenen Parteivorsitzenden am
Ende zu sein. Längst wird der 69-Jäh-
rige für die miesen CSU-Umfragewer-
te hauptverantwortlich gemacht.
Selbst Wohlmeinende sagen, die
zunächst geplante Beförderung Maa-
ßens habe „niemand verstehen kön-
nen“. Die ganze Debatte habe alle
drei Parteivorsitzenden beschädigt –
und natürlich auch Seehofer.

Noch sagt das keiner in der CSU
offen, da ja die Wahl vor der Tür steht:
Aber wenn es am 14. Oktober schief-
geht, dann dürfte es kein Halten mehr
geben. „Seehofer muss weg“, das sei
heute schon die Meinung der meisten
Wahlkämpfer, berichtet ein Vor-
standsmitglied. Und dieser Zorn könn-
te sich ab dem Wahlabend um genau
18 Uhr entladen.
 Christoph Trost, dpa

Auch in Wendelstein wurden SPD-Landeschefin Kohnen und ihr Berliner Wahlhelfer vom Fall Maaßen eingeholt

Kita-Betreuung interessierte am Ende kaum noch

Ungewöhnliche Bitte um Entschuldigung: Schweren Schrittes verlässt Angela Mer-
kel nach ihrem Presse-Statement das Podium. Der Fall Maaßen hat ganz offensicht-
lich auch die Kanzlerin beschädigt. Foto: Kay Nietfeld

Natascha Kohnen (Mitte) mit Juso-Chef Kevin Kühnert, Landtagskandidat Marcel Schneider (re.) und Bezirkstagskandidat
Sven Ehrhardt (2.v.li.) in Wendelstein. Foto: Günther Wilhelm

Abtreibungskritik als
„Volksverhetzung“ angezeigt
Die Staatsanwaltschaft Köln will spä-
testens in der ersten Oktoberwoche
die Anzeige gegen eine Buchhandlung
in der Kölner Altstadt wegen Volks-
verhetzung prüfen. Das sagte ein
Sprecher der Behörde. Der Kölner
Bundestagsabgeordneten Sven Leh-
mann (Grüne) hatte den Einzelhänd-
ler angezeigt, nachdem dieser ein
abtreibungskritisches Plakat mit der
sarkastischen Aufschrift „Abtreiben
macht frei“ in seinem Schaufenster
aufgehängt hatte - in Anlehnung an
die Aufschrift „Arbeit macht frei“
über dem Tor des Vernichtungslagers
Auschwitz-Birkenau.

Haseloff: Braunkohle-Ausstieg
würde 60 Milliarden Euro kosten
Um den Ausstieg aus der Braunkohle
für die Beschäftigten sozialverträg-
lich zu gestalten, müssen Industrie
und öffentliche Hand nach Einschät-
zung von Sachsen-Anhalts Minister-
präsident Reiner Haseloff mindestens
60 Milliarden Euro in die Hand neh-
men. Diese Summe sei für den Auf-
bau von Ersatzarbeitsplätzen und
eine Verbesserung der Infrastruktur
nötig, erklärte der CDU-Politiker am
Montag am Rande eines Treffens der
Kohle-Kommission. Der Bund stellte
zunächst 1,5 Milliarden Euro an Hil-
fen für die drei deutschen Kohlerevie-
re in Aussicht.

FDP nominiert Nicola Beer als
Spitzenkandidatin für Europawahl
Die FDP will ihre Generalsekretärin
Nicola Beer als Spitzenkandidatin in
die Europawahl schicken. „Für uns
geht ein politisches Schwergewicht
nach Brüssel“, sagte Parteichef Chris-
tian Lindner nach der Sitzung des
FDP-Bundesvorstands. Die Wahl im
kommenden Mai sei für Deutschland
eine „Schlüsselwahl“ und Beer eine
„überzeugte und überzeugende Euro-
päerin“. Die 48 Jahre alte Rechtsan-
wältin war von 2009 bis 2012 in Hes-
sen Staatssekretärin für Europaange-
legenheiten im Justizministerium und
wurde danach Kultusministerin. Beer
sagte, man dürfe die EU nicht denen
überlassen, die sich mit der Abschaf-
fung der Glühbirne beschäftigten,
„statt die großen Fragen der Migrati-
on, der Wettbewerbsfähigkeit, der
Innovationskraft anzugehen“.

Kanzlerin Merkel entschuldigt sich für den Umgang mit der Maaßen-Affäre

„Zu wenig an die Menschen gedacht“
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